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Bremen, 22. April 2026 

 

Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetz 

Beteiligung nach § 47 GGO: Stellungnahme des Landes Bremen (Die Senatorin für Wirt-

schaft, Häfen und Transformation) 

 

Zum Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetz nimmt die Senatorin für Wirtschaft, 

Häfen und Transformation der Freien Hansestadt Bremen wie folgt Stellung. 

 

Zu Artikel 9: Änderung des Beherbergungsstatistikgesetzes 

Durch die in Artikel 9 beabsichtigte Neufassung des § 3 Absatz 2 des Beherbergungsstatistikge-

setzes entfiele in Zukunft die bisherige Befragung von Vorsorge- und Reha-Kliniken (WZ 86.1) 

und Schulungsheimen (WZ 85.5). Über diese Harmonisierung mit EU-Recht soll zugleich eine 

Entlastung der Berichtspflichtigen erreicht werden. 

Wir sprechen uns gegen diese Streichung der Erhebungsbereiche „Schulungsheime“ sowie „Vor-

sorge- und Rehabilitationskliniken“ im Beherbergungsstatistikgesetz aus. 

Die Herausnahme von Schulungsheimen sowie von Vorsorge- und Rehabilitationskliniken führt 

aus unserer Sicht zu einem Bruch in der Statistik der Ankünfte und Übernachtungszahlen, da 

zentrale Kennzahlen wie die durchschnittliche Aufenthaltsdauer und die Bettenauslastung weni-

ger aussagekräftig und nicht mehr länger mit den Daten der Vorjahre vergleichbar wären.  

Dienstleistungen und Informationen der Verwaltung finden Sie unter der Telefonnummer 115 
sowie unter www.transparenz.bremen.de, www.service.bremen.de 
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Diese Kennzahlen sind für das Controlling der Entwicklung des Tourismus in Bremen jedoch un-

verzichtbar. Eine Streichung dieser Erhebungsbereiche würde nicht nur einen Wissensverlust be-

deuten, sondern auch Anpassungen an internen wie externen Reportings, im Produktgruppen-

controlling, in Kennzahlenberichten, Verwendungsnachweisen und Unternehmenssteuerungsin-

strumenten notwendig machen. 

Die durch die Gesetzesänderung errechnete Bürokratieentlastung käme aus unserer Sicht zudem 

nicht der eigentlichen Tourismusbranche zugute, sondern i.d.R. großen Kliniken, die für diese Art 

der Bürokratie in der Regel gut aufgestellt sind. 

Wir möchten daher bitten, Artikel 9 des Gesetzesentwurfes ersatzlos zu streichen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 


